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Das Warschauer Erdbeben un d die SED
Ulbricht vermag die Entwicklung nicht länger auizuhaiien

Eine sensationelle Entwicklung bahnt sich in den Ostblock­
staaten an. D er von den Stalinisten jahrelang m it Blut und 
Tränen zusammengeschweißte Block der Volksdemokratien be­
ginnt auseinanderzufallen. D ie Vö lker der kommunistischen 
Itamdstaaten behaupten —  w ie vor Jahren T ito  —  ihr natio­
nales Selbstbestimmungsrecht. Das macht aus diesen Bändern 
noch keine Demokratien. Aber die staatsführenden Kommu­
nisten sind gezwungen, erstmals seit ihrer Machtübernahme 
auch nationale Interessen zu vertreten. D ie  „T ito isten “  von 
gestern werden zu K P-F iih rern  von heute. W er aber möchte 
bezweifeln, daß dies auch auf die Sowj^tzoue seine Ausw ir­
kungen haben muß?
W er in  diesen Tagen  SED-- 

Zeitungeh. liest und dazu w est­
liche Pvundfunksender hört, mag 
erstaunt sein über die A rt, mit 
der die Sowjetzonen-Kommu- 
nisten die Ereign isse in  ihrer 
unmittelbaren Umgebung zu 
übersehen trachten.

Vom  polnischen Parte itag  
w ird  berichtet w ie  von einem 
Ereign is, das nach altgewohn­
tem Schema abläuft, und nur 
ein gelegentlicher Ausfall der 
sowjetamtlichen „P raw d a “ g e ­
gen die recht fre im ü tig  auftre­
tende polnische Presse läßt den 
L eser ahnen, daß hinter den 
Kulissen dieser Schweigetaktik 
einiges mehr geschieht.

SED hat Angst
Tatsache ist, daß die SED 

selten in größerer Furcht lebte 
als in  diesen Tagen  politischer 
Umwälzungen in den Nachbar­
staaten. Po len  ist das Te rrito ­
rium, das die SED von Moskau 
trennt. Und jene Männer, die 
heute nationalkommunistische 
Interessen in  Po len  vertreten, 
haben keine Lust, sich fü r 
einen U lbricht m it dem W esten 
anzulegen. Das heißt: Polen, 
die Tschechoslowakei und Un­
garn sind im Augenblick vö l­
l ig  m it sich selbst beschäftigt; 
Moskau hat alle Hände vo ll zu 
tun, um die Entwicklung unter 
leidlicher Kontro lle zu halten. 
Für die SED aber bedeutet die 
geringste Unruhe im eigenen 
Machtbereich bereits höchstes 
Alarmsignal,

Betrachten w ir  es anders her­
um: D ie Sowjetzone lebt in 
einem Entstalinisierungsprozeß, 
die neuen H erren haben noch 
nicht w ieder die Macht Stalins 
erreicht, und es bleibt zw e ife l­
haft, ob sie diese je  erreichen 
werden. In  den Volksdemokra­
tien hat der Entstalinisierungs­
prozeß  durch den Durchbruch 
einer nationalen Bewegung zur 
F o lge  gehabt, die den Stalinis- 
mus in einen „Titoism us“ zu 
verwandeln droht. Das letzte 
Land w ird  also —  so seltsam 
es klingen m ag —  die Sow jet­
zone sein.

H at die SED einen T ito?
N u r die Tatsache, daß die 

SED keinen T ito  oder Gomulka 
hat, der je tz t unm ittelbar die 
Nach fo lge Ulbrichts beanspru­
chen könnte, schiebt hier die 
Entw icklung hinaus. Dazu 
kommt, daß auch der oppositio­
nellste SED-Führer keine „na­
tionalen Interessen“ vertreten 
könnte, solange die Sowjetzone 
nur ein der W iederverein igung 
entzogener T e il Deutschlands 
ist. D ie dritte Überlegung ist 
die aktuellste: D ie SED kann 
sich zur Zeit nicht die geringste 
Reform  nach dem Muster der 
Ostblockstaaten leisten, w eil sie 
•befürchtet, daß aus jedem  ge­
öffneten Ventil mehr L u ft ent­
weicht, als dem überheizten 
Dampfkessel „Sow jetzone“ zu­
träglich ist.

Kann man damit aber eine 
Entwicklung aufhalten, die un­

vermeidlich ist? D ie SED hat 
in den letzten Monaten m ini­
male Zugeständnisse e gemacht. 
Aber diese waren so minimal, 
daß sie nicht einmal als gerin g­
fü g ige  Kursänderung zu w er­
ten sind. U lbricht ist ein kom­
munistischer Don Quichotte -ge­
worden : N ur w e il er Furcht 
hat, in vo ller Fahrt zu brem­
sen, rast er w e iter dem po li­
tischen Abgrund entgegen. Und 
es findet’ sich kein Mann aus 
dem Politbüro, der es wagt, 
das entscheidende W ort zu sa­
gen : „W ir  müssen das Ruder 
herumreißen w ie die polnischen 
Kommunisten, ehe uns die Ent­
wicklung ü berro llt!“

W as kann man tun?

Spekulationen sind nicht am 
Platze. D ie Entw icklung des 
Weltkommunismus ist im  Fluß, 
a lle Faktoren sind in Bewe­
gung geraten. D ie  SED w ird 
ihren W eg  ungeachtet a ller 
W arnschilder weitergehen, bis 
sie die Ereign isse zu einer 
Kursänderung zwingen. Aber 
man kann schon etwas dafür 
tun. Man kann die Forderungen 
der polnischen und ungarischen 
A rbeiter auf die sowjetzonalen 
Betriebe übertragen, bessere 
Lebensverhältnisse erzwingen. 
Und sei es durch disziplinierten 
Streik, dem die SED heute 
keine Panzer mehr entgegenzu­
stellen wagt. M an kann dem 
staatlichen Machtapparat die 
Stirn bieten, T erro r der P o ­
lizei- und Justizorgane braucht 
nicht mehr stillschweigend ge­
duldet zu werden. Es g ib t für 
die Menschen der Sowjetzone in 
dieser Stunde nichts E rfo lgver­
sprechenderes, als auf jene Zei­
chen zu achten, die aus W a r­
schau und anderen Ostblock­
zentren kommen. W as heute in 
Warschau geschieht, muß, so 
w ill es das Gesetz der Ge­
schichte, auch einmal in Ost­
berlin passieren.



Bonn und  
das Ostdrama

W G. In  den europäischen Ko­
lonien Moskaus wurde mit der 
Verurteilung Stalins und seiner 
Gauleiter sowie mit der Reha­
bilitierung Titos eine Bewegung 
ausgelöst, die in dramatischen 
Aktionen die parteipolitische 
Unabhängigkeit von der sowje­
tischen Zentrale des Kommunis­
mus erstrebt. Von dem Neuen 
Kurs selbst sind die Kräfte ge­
weckt worden, die im Begriff 
sind, die bis zur Hörigkeit er­
starrte Abhängigkeit der kom­
munistischen Parteien von der 
K PdSU  gründlich aufzulockern. 
Das plötzliche Erscheinen Chrus- 
tschows mit großem Gefolge 
in Warschau, mitten in den 
antistalinistischen Liquidations­
prozeß Polens hinein, deutet 
mit Sicherheit an, daß die Be­
wegung über das von Moskau 
einkalkulierte Risiko hinausge­
gangen ist und deshalb ge­
bremst und „kanalisiert“ wer­
den soll. Ihr abschließendes E r­
gebnis ist also noch nicht abzu­
sehen, aber es ist, angesichts 
der bitteren Erfahrungen des 
polnischen Volkes, in denen der 
gleichfalls in Warschau anwe­
sende Molotow keine geringe 
Rolle spielt, kaum anzunehmen, 
daß der frühere Zustand ein­
fach wiederhergestellt werden 
könnte.
Nur Pankow ist „reaktionär“ /

Hinter dieser Entwicklung 
bleibt Pankow wie immer als 
reaktionärer Nachzügler zurück. 
Genosse Ulbricht macht ruhig 
weiter, als ob auf Sem inter­
nationalen Feld des Kommunis­
mus nichts geschehen wäre. E r  
ist der treueste Anhänger selbst 
noch des öffentlich verworfenen 
Stalin und —  neben Hitler —  
der deutsche Partner seiner 
historischen Schuld und Ver­
urteilung. Noch erstaunlicher 
ist es allerdings, daß mit ihm 
auch die „bürgerlichen** Satel­
liten der Zone steifen Kurs hal­
ten: Sie lauten weiter mit. Die 
Furcht, die ihre bisherige Hal- 
tung bestimmte, hat sie sozu­
sagen überrundet und umschat­
tet bereits ihr I-Ian.^e n̂ Yori 
morgen. Sie haben ke551 Gefühl 
dafür, daß der Kampf der 
munistischen Parteien.des Ost­
blocks um die Selbst* ^ .
gegenüber der K PdSt auch em

Signal für sie selbst sein sollte 
zur Sicherung ihrer Selbstän­
digkeit gegenüber der kommu­
nistischen SED, Sie sind, bild­
lich gesprochen, in einem un­
gewöhnlichen Anpassungsprozeß 
gewissermaßen Haustiere der 
kommunistischen Diktatur ge­
worden, die sich unter ihrem 
Joch bereits wohl fühlen und es 
nicht mehr abschütteln w o l ­
l e n .  Haustiere nämlich sind 
nach der fachlichen Definition 
des Großen Herder „zur Nutz­
barmachung ihrer Produkte und 
Leistungen oder zum Vergnü­
gen von Menschen gehaltene 
Tiere, die sich in der Gefangen­
schaft fortpfianzen, den mensch­
lichen Einflüssen unterliegen 
und sich gegenüber ihren w il­
den Vorfahren gestaltlich und 
physiologisch verändert haben“. 
Das ist, ins Menschlich-Politi­
sche übertragen, ein fotogra­
fisch genaues Bild des Zustan­
des, in dem sich die nichtsozia­
listischen Parteien der Zone ge­
genüber der kommunistischen 
Diktatur des Genossen Ulbricht 
befinden.

W ir sind, wie w ir immer wie­
der erklären und selbst auch 
üben, für alle Kontakte mit den 
Menschen der Zone. Sie können 
gar nicht häufig und herzlich 
genug sein. Doch jenen Par­
teien, die sich liberal, demo­
kratisch und sogar christlich 
nennen, aber dank ihres do- 
mestikalen Gestaltwandeis nur 
im' Sinne ihrer kommunistischen 
Herren handeln, kann man nur 
sagen, daß es ganz unmöglich 
ist, mit ihnen zu verhandeln. 
Dieser Grundsatz bleibt solange 
gültig, wie sie an der Einheits­
liste festlialten und also in ver­
fassungswidriger Weise ihren 
Anteil an den Wählerstimmen 
im voraus von der SED bestim­
men, sich von ihr lenken und 
in ihrer Selbständigkeit be­
schränken lassen. Willkommene 
Gesprächspartner sind sie da­
gegen dann, wenn sie als Par­
teien wieder echt demokratische 
Gestalt, wieder politische Indi­
vidualität und Originalität ge­
wonnen haben, kurz gesagt, 
wenn sie aus eigenem Recht, 
aus eigener Kraft und aus eige­
ner Verantwortung wieder selb­
ständig handeln.

Lob der Unabhängigkeit
Der Grundsatz, daß man nur 

mit selbständigen Trägern der 
Politik verhandeln kann, gilt 
auch auf der internationalen

Ebene. Die Tatsache, daß ein 
Staat eine kommunistische Ide­
ologie und Organisation ange­
nommen hat —  mag dieser Zu­
stand einer Vergewaltigung 
oder einer freien Zustimmung 
entsprungen sein, was allerdings 
im letzten Falle noch niemals 
geschehen ist ■—, schließt 
fruchtbare diplomatische Bezie­
hungen mit ihm nicht aus. 
Kommunistisch zu sein, wenn 
das dem Willen des Volkes ent­
spricht, ist nämlich sein gutes 
Recht, das niemand zu bean­
standen vermag. Nicht seine 
kommunistische Organisation, 
sondern seine politische Unab­
hängigkeit ist entscheidend da­
für, ob ein Staat im diploma­
tischen Verkehr wirklich hand­
lungsfähig ist oder nicht. Un­
abhängig aber, so formu­
lierte ein führender Vertreter 
des Völkerrechts, der verstor­
bene englische Professor J. L. 
Brierly, ist nur ein Staat, „der 
seine auswärtigen Beziehungen 
selber lenkt' ohne Vorschriften 
von anderen Staaten“. W o die­
ses Recht nicht besteht oder 
nicht mehr ausgeübt wird, da 
verlieren die diplomatischen 
Beziehungen ihre eigentliche po­
litische Funktion. Sie schrump­
fen zu einer Formalität zusam­
men, die allenfalls noch der 
Wahrung konsularischer Auf­
gaben genügt.

Das beste Beispiel hierfür lie- 
fertg 1947 die Tschechoslowakei, 
als sie die amerikanische Ein­
ladung zur Marshallplan-Kon- 
ferenz zunächst annahm, dann 
aber auf Grund einer sowjeti­
schen Intervention wieder zu­
rückwies. Die Entscheidung 
über diesen Akt der tschecho­
slowakischen Außenpolitik fiel 
nicht in Prag, sondern in Mos­
kau. Der Vorgang zeigt, daß 
Verhandlungen und auch diplo­
matische Beziehungen mit einem 
von Moskau abhängigen Satel­
litenstaat mindestens fragwür­
dig sind.

Kontakt ist notwendig
Das ist die eine Seite des 

Problems, das in der heute viel 
erörterten Frage liegt, ob die 
Bundesrepublik zu den Staaten 
des Ostblocks und insbesondere 
zu Polen, Ungarn und der 
Tschechoslowakei, wo ein sol­
cher Wunsch laut geworden ist, 
diplomatische Beziehungen an­
knüpfen soll. Diese Frage ist 
mit dem gebotenen Ernst auch



Moskaus scharfer Ton
Ein W ort zur Antwortnote an Bonn

D T. Moskau beantwortete das 
Deutschland-Memorandum der 
Bundesrepublik im  Zeichen der 
Vorgänge in  Polen; Das erklärt 
den scharfen Ton  der Note. Er 
ist so überraschend, w e il das 
deutsche Memorandum bewußt 
konziliant, entgegenkommend, 
beschwörend, aber fast freund­
lich abgefaßt und auf a lle  so­
wjetischen Bedenken und Si~ 
cherheitswünsche fre im ütig ein­
gegangen war. Daß die sow je­
tische Antw ort nichts Neues 
enthält, verwundert deshalb 
w e it w en iger als die Art, w ie 
in ihr die alten Ansichten, je tzt 
fast zu Thesen verschärft, vor­
gebracht werden. Und das g e ­
schieht angesichts der polni­
schen Vorgänge m it zweckhaft er 
W irku ng auf Pankow : Dort, in 
Pankow, soll in  dieser tito isti- 
schen Unruheperiode das Gefühl 
„Unverbrüchlicher deutsch-so­
w jetischer Freundschaft“ be­
stärkt werden. Pankow  soll 
wissen, daß es auf Moskau 
bauen kann und von diesem 
nicht um der demokratischen 
deutschen W iederverein igung 
fallengelassen w ird . Pankow 
soll sich deshalb noch mehr an 
die Sowjetunion anlehnen und 
noch entschiedener alle tito- 
istiseh-gomulkaistischen Ten­
denzen abwehren —  damit ein 
nationalkommunistisches Polen 
nach Ost w ie  nach W est in der 
sowjetischen Zange bleibt.

Augenblickssidht
So sieht Moskau augenblick­

lich das Deutschlandproblem. 
A ber es ist, w ie  gesagt, eine 
Augenblickssicht, die sich bald 
ändern kann, wTom it natürlich 
auch die unfreundliche, fast po­
lemische Äusdrueksweise des 
Augenblicks ab geschwächt und 
sanfter werden würde. Moskau 
ist aber auch nicht naiv genug, 
je tz t  einzig und allein das 
Deutschlandproblem im  Zeichen 
der Ostblock-Gärung zu sehen. 
An eine tatsächliche Verschlech­
terung der Beziehungen zu 
Bonn ist nicht gedacht. Im  Ge­
gen teil: nach den langen, nur 
in  neue W orte gekleideten T i- 
raden gegen N ATO -M itg lied-

schaft und fü r Verhandlungen 
zwischen Bonn und Pankow  er­
wähnt die Sow jetnote zum 
Schluß den Wunsch nach noch 
engeren politischen, kulturellen 
und wirtschaftlichen Kontakten 
zwischen der Sowjetunion und 
der Bundesregierung —  natür­
lich auf der Basis der Spaltung. 
Vorläu fig  jedenfalls.

Moskau versucht also, die In i­
tiative der Bundesregierung zur 
ernsthaften W eiterführung des 
Deutschlandproblems abzustop­
pen, zu verzögern oder zumin­
dest vorerst im  Sande verlaufen 
zu lassen. Es w ird  die deutsche 
Aufgabe sein, ein solches Vor­
haben zu verhindern durch ein 
Nichtnachlassen der W iederver­
ein igungsin itiative im Bahmen 
des deutsch-sowjetischen V er­
hältnisses. In  der gegenwär­
tigen, fü r die Sow jetführung so 
sorgenvollen Situation ist das 
frag los ein schwieriges und un­
günstiges Unterfangen. Es kann 
nur m it diplomatischem Fein ­
gefühl bew ä ltigt werden. Vor 
a llem  darf nicht nachgelassen 
werden, den Russen das k lar­
zumachen, was sie immer noch 
nicht einsehen w ollen : daß sich 
die W iederverein igung nicht g e ­
gen die Sowjetunion richtet,

Lieber Legeri
W ir w ollen  gern  wissen, w ie  die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in  der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber mit Angabe der Num ­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an fo lgende Adres­
se zu schicken:

Herrn E. I I  e g  n i
Berlin-Tem pel hoi 1 

Maiifrecl-v.-Ilichtlioi'en-Str. 2, II

Fa lls  S ie den kleinen TAG  
mit der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die obige Anschrift.

W ir  danken Ihnen für Ihre 
H i l fe . .

sondern im Gegenteil es nur in 
deren Interesse liegen kann, in 
M itteleuropa einen befriedeten 
und in keiner W eise antisowje- 
tisch-groll enden Zustand zu 
schaffen.

Die Aufgabe Smirnows
Dem neuen Sowjetbotschafter 

in  Bonn, Smirnow, w ird  hier 
eine besonders verantwortungs­
vo lle  R o lle  zufallen. E r w ird 
vo r allem  seiner Hauptstadt zu 
berichten haben, w ie  unsachlich 
die Behauptungen der Sow jet­
note sind, in  der Bundesrepu­
b lik  herrsche Unterdrückung 
und Unfreiheit. E r w ird  berich­
ten müssen, w ie  die „Stim ­
mung“ in  Deutschland tatsäch­
lich ist und warum sie so und 
nicht anders gegen die Macht­
haber in Pankow  sein kann. E r 
w ird  aber auch den Standpunkt 
der Bundesregierung in der Si­
cherheitsfrage und M ilitaris ie­
rung seiner eigenen Regierung 
interpretieren, die in  ihrer Note 
hier immerhin Anknüpfungs­
punkte fü r w eitere Gespräche 
sieht und offenbar befürwortet.

Auch das beweist ein sow je­
tisches Interesse an weiteren 
Kontakten. A ber bewußt und

sicherlich ganz absichtlich er­
geht sich die Sow jetnote in 
Andeutungen, die alle eventuel­
len  M öglichkeiten in  w eite Zu­
kunft verschieben —  zumindest 
aber bis nach den Bundestags­
wahlen. Ganz offen heißt es: 
„Heute ist die F rage  der W ie ­
dervereinigung Deutschlands in 
erster L in ie  eine F rage  der Än­
derung des augenblicklichen po­
litischen Kurses der Regierung 
der Bundesrepublik." Deutlicher 
konnte kaum versucht werden, 
auf die W ähler einzuwirken, 
einen „besseren“ Bundestag zu 
wählen, damit die Vorausset­
zung eines anderen Regierungs­
kurses geschaffen w ird. Ob die 
parteipolitischen Opponenten 
der jetz igen  Bundesregierung 
aber Grund haben, über ein«! 
solche sowjetische Schützenhilfe 
im  W ahlkam pf froh zu sein, 
w ird  sich zeigen.



D T . Die Rede Gomulkas, des 
neusrnannten ersten Sekretärs 
der polnischen Kommunisti­
schen Partei, w ird  auch zur 
Revision mancher Vorstellungen 
über die w irtschaftlichen F ort­
schritte führen, w ie man sie 
über die Fünfjahrespläne hin­
ter dem Eisernen Vorhang auch 
in  westlichen Ländern häufig 
dargestellt findet. D ieser pro­
minente Kommunist, der m it 
den w irtschaftlichen Verhält­
nissen seines Landes aufs beste 
vertraut ist und der je tz t den 
Stalinismus abschwörte, hat o f­
fen  ausgesprochen, was man in 
den hohen Gremien der U N  
(etw a in den umfangreichen 
W irtschaftsberichten der Euro­
päischen W irtschaftskommission 
in  Genf, ECE ) niemals offen 
ausgesprochen hat’: D ie Zahlen 
lügen. Gomulka sagte (nach 
D P A ) „ D i e  Posener Unruhen 
sind auch auf Lü gen  und Täu­
schung der R eg ierun g durch 
Statistiken zurückzuführen.“ 
Nach dem Reuter-Bericht aus 
Warschau erklärte er ; „D ie Un­
ruhen waren durch Lügen  ver­
ursacht w ie  durch das Jonglie­
ren der Reg ierung m it den 
Lohnstatistiken, wonach sich 
der Arbeitslohn in sechs Jahren 
um 27 Prozen t verbessert ha­
ben soll.“

D ie o ffiziellen  polnischen Sta­
tistiken w iesen beispielsweise 
eine 'Erhöhung des Reallohnes 
in  Polen von 1954 auf 1955 von 
fast 7 Prozen t nach und seit 
1949 um 28 Prozent. D ie Erzeu­
gung von Konsumgütern soll 
danach in den letzten Jahren 
jährlich um 10 bis 19. Prozen t

gewachsen sein und nach dem 
P lan  w eiterhin um jährlich 
7 Prozent zunehmen. Gomulka 
aber erk lärte: Man müsse jetzt 
den Arbeitern  die W ahrheit sa­
gen. Tatsächlich erlaube es £ie 
W irtschaftslage überhaupt 
nicht, die Löhne zu erhöhen. 
„D er Bogen ist bis zum B re­
chen gespannt.“

V or allem bestätigte Gomul­
ka, daß die Ko llektivierung in 
der Landw irtschaft ein Versa­
ger war. AVer hätte es je  fü r 
möglich gehalten, daß im  A gra r­
staat Polen, der sich dazu noch 
der besten deutschen Provinzen 
der landwirtschaftlichen Über­
produktion bemächtigt hat, und 
der vor dem K riege  seinen 
Agrarüberschuß umfangreich 
ausführen mußte, jemals eine 
Knappheit ah Lebensm itteln 
entstehen könnte. Sie ist ein­
getreten, obwohl Po len  zu den 
sow jetisierten Staaten gehört, 
die noch die rela tiv größte Zahl 
von Einzelbauern haben. Aber 
diesen hat die Planw irtschaft 
die Lust am Produzieren gründ­
lich verleidet. Trotzdem , so 
te ilte Gomulka m it, produzieren 
die noch nicht kollektivierten 
Bauern 83,9 Prozen t der heuti­

gen landwirtschaftlichen E r­
zeugnisse in Polen, obwohl sie 
nur noch 78,8 Prozent des Ak- 
kerbodens besitzen, während 
die Staatsgüter nur 8,4 Prozent 
der landwirtschaftlichen E r­
zeugnisse liefern, obwohl sie 
schon 12,6 Prozen t des Acker­
landes bewirtschaften; bei den 
Ko llektivgü tern  ' ist es ähnlich.

Einen B lick in  das Versagen 
der Planw irtschaft überhaupt 
erlaubt auch die Feststellung 
Gomulkas, daß „vie le polnische 
Fabriken wegen Rohstoffman­
gels nicht arbeiten“. W ir  w is­
sen, daß die W irtschaftsverhält­
nisse in der Sowjetzone grund­
sätzlich vom gleichen Krebs be­
fa llen  sind, über sie werden 
w ir  erst o ffiz ie ll unterrichtet 
werden, wenn sich auch dort 
ein Gomulka findet, der den 
überfälligen Stalinisten U lbricht 
ablöst. Auch dann würde eine 
vielleicht w en iger terroristisch 
gelenkte Planw irtschaft m it den 
grundsätzlichen Mängeln dieses 
Systems behaftet bleiben, je ­
doch m öglicherweise w ieder 
ein ige menschlichere Züge er­
halten, besonders in der Land­
wirtschaft, deren Versagen un­
ter den Bedingungen der K o l­
lektivierung bekanntlich, auch 
zum Sorgenkind Nummer 1 der 
Moskauer Machthaber gehört.

Gespräche mit Funktionären sinnlos
Lenz und Kiesinger gegen voreilige Angebote

Straßburg (AP/D PA ). M aß­
gebliche Po litik er der CDU/ 
CSU, die an der Beratenden 
Versammlung des Europarates 
in  Straßburg teilnehmen, haben 
vo r der Presse wirtschaftliche

Notruf aus Sibirien
Eine Mutter bittet ihre K inder um H iiie

Göttingen (A P ). Uber Tausende 
von K ilom etern hinweg hat jetzt 
eine M utter ihre K inder um 
H ilfe  gebeten. Zum zweitenmal 
innerhalb von acht W ochen er­
reichte am Dienstag die in 
N  ortheim/Göttingen lebenden 
K in der der 64jährigen Volks­
deutschen Magdalena Bames- 
berger ein Telefonanruf ihrer 
M utter aus Karaganda in  S i­
birien. Frau Bamesberger bat 
ihre K inder, ih r über die Bun­
desregierung und die deutsche 
Botschaft in Moskau zur Aus­
reise aus der Sowjetunion

nach Deutschland zu verhelfen. 
Frau Bamesberger w ar 1944 
aus Bessarabien in den W arthe­
gau umgesiedelt und bei 
K riegsende von den Sow jets 
nach Sibirien verschleppt w or­
den. AVie aus dem nur wenige 
M inuten dauernden Gespräch zu 
entnehmen war, leb t sie zur Zeit, 
als „fre ie  Bürgerin“ in  K ara ­
ganda und bemüht sich ver­
zw eife lt um eine Aureisegeneh- 
m igung, die sie aber bisher 
nicht erhalten habe. Volksdeut­
sche haben in  der Sowjetunion 
einen besonderen Status.

Konzessionen an die Sow jet­
union als Kaufpreis fü r die 
deutsche Sowjetzone »im  gegen­
wärtigen Stadium zumindest 
verfrüht“  genannt.

Dr. Lenz, der Vorsitzende des 
außenpolitischen Arbeitskreises 
der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, sagte: „Zunächst müssen
w ir  abwarten, ob und w ie
die Sowjetunion auf unsere
Deutschland-Note antwortet, da­
m it w ir  wissen, ob ¿trüben
überhaupt eine Verhandlungs­
bereitschaft besteht.“

A ls „D ilettantism us“ bezeich- 
nete es der Vorsitzende des 
außenpolitischen Ausschusses 
des Bundestages, K iesinger,
wenn immer w ieder versucht 
werde, „m it solchen Ein fällen 
das Prob lem  überhaupt nur an- 
gehen zu w ollen“ . D ie Lösung 
der Deutschlandfrage könne a l­
lein im Rahmen einer globalen 
Lösung der Ost-AVest-Spannung 
gesucht werden.

Die Zahlen lügen!



So sind sie w irk lich :

Nach Belgrad mit schwerem Gepäck
Eine Gruppe hofier SED-Funk- 

tionäre verläßt in  diesen T a ­
gen Ostberlin, um Warschau, 
Budapest und Belgrad zu be­
suchen. Äußerer Anlaß ist der 
20. Jahrestag der B ildung rot- 
spanischer Interbrigaden. T a t­
sächlich aber ist dies'e. Reise ein 
Test: W as geht hinter der öst­
lichen Zonengrenze w irklich 
vor?

Die SED hat politische In ­
stinktlosigkeiten bei solchen 
Reisen nie .ganz vermieden. 
Sonst . hätte man Pau l Verner 
nicht ausgerechnet nach Belgrad 
geschickt. Verner ist A btei­
lungsleiter fü r „Gesamtdeutsche 
F ragen“ im  SED-Zentralkomi- 
tee und leitete als solcher in  
der Vergangenheit die „L iq u i­
dation titoistischer Bestrebun­
gen in, der K P D “ . V ie le  west­
deutsche Kommunisten, die sich 
vom jugoslawischen Beispiel 
angesprochen fühlten, fielen ihm 
zum Opfer. E r selbst bezeich- 
nete T ito  als einen „kleinen, 
verächtlichen Nachahmer Trotz- 
k is“ . Jetzt w ird  er diesem Mann 
in  Belgrad die Hand schütteln 
müssen . . .

„Zum Helden kein T a len t!“
' Verners Herkunft ist unbe­

kannt. Sein Vater soll bürger­
licher Journalist gewesen sein. 
E r ist heute 40 Jahre alt und 
kam in den letzten Jahren der 
W eim arer Republik zu den 
Jungkommunisten und zur 
K P D . 1936 verließ er Deutsch­
land in Richtung Paris, wo ihn 
eine Em igrantengruppe in eine 
der. soeben gebildeten „ In te r­
nationalen Brigaden“ fü r R o t­
spanien steckte. Verner ver­
stand es, nie an die Front zu 
kommen. „Zum Helden habe ich 
kein T a len t!“  gestand er sei-' 
nen M itkäm pfern ,. und diese 
setzten ihn als Etappen-Propa- 
gandisten ein. A ls der Bürger­
krieg  verlorenging, umschiffte 
er m it vie l Geschick die fran­
zösischen Internierungslager 
seiner Kameraden, um über die 
Schweiz nach Schweden zu emi­
grieren. 1938 blieb er anläßlich 
eines Besuches in d e r ’ Sow jet­
union, um die sowjetische 
Staatsbürgerschaft und den P o ­
sten eines Leh rer im  späte­
ren „Nationalkom itee Freies

PAUL VERNER
Deutschland“ anzunehmen. 1945 
nach Ostberlin zurückgekehrt, 
baute er gemeinsam mit Erich 
Honecker die F D J  auf,- bis er 
1949 im Machtkampf gegen H o­
necker unterlag.

Ulbrichts Sekretär

TJlbricht, der sich gern als 
„Freund der Jugend“ sehen 
ließ, w ar diese Entw icklung an­
genehm. E r suchte einen w illi­
gen Mann, der fü r ihn den 
FD J-Apparat kontrollierte. D ie 
R iva litä t Verners m it Honecker 
w ar die gern akzeptierte V or­
aussetzung dazu. Verner wurde 
*— nach kurzem Zwischenspiel 
in  der Organisationsabteilung 
des Zentralkomitees —  Ulbrichts 
Sekretär und beeinflußte die 
FD  J-Arbeit trotz anderer Funk­
tionen bis zum endgültigen 
Sturz seines Rivalen.

F ü r die' Öffentlichkeit ist V er­
ner seit 1953 der Nach fo lger 
Franz Dahlems in der W est­
arbeit der SED. Seit 1950, .seit 
seiner Berufung in  das Sekre­
tariat des Zentralkomitees, hat 
Verner fü r U lbricht unermüd­
lich die Fäden fü r eine neue

Tag der 

V  olksabstimmung
Bonn (D PA ). Der Bundesmi­

nister fü r gesamtdeutsche F ra ­
gen, Jakob Kaiser, erklärte im 
saarländischen Rundfunk, der 
T a g  der Saarabstimmung am 
23. Oktober 1955-werde von der 
Bevölkerung des Saargebiets 
w ie vom ganzen deutschen Volk 
als der Beginn der W iederver­
ein igung Deutschlands ange­
sehen. V or der Abstimmung-sei 
m it allen verfügbaren M itteln 
versucht worden, das politische 
Bekenntnis der Saar zu Deutsch­
land zu verhindern. „A ber unser. 
Vo lk  an der Saar erwies sich 
als unbeirrbar und unbestech­
lich. D er 23. Oktober 1955 ist 
fü r das deutsche Volk  nicht nur 
der Wendepunkt im  Schicksal 
der Saar.“

„W estarbeit“ gezogen. Der Sturz 
Dahlems war zugleich sein E r­
fo lg . Geschickt verstand er es, 
Dahlems Leu te auszubooten und 
Ulbrichts Gefolgsleute von Ost­
berlin  bis Düsseldorf zu pla­
zieren. „T itoistische Um triebe“ 
waren der Vörwänd, -um’ -man­
chen alten Kommunisten aus 
dem Apparat zu entfernen. Am 
Stürz des 2. KPD-Vorsitzenden 
K u rt .Müller und dessen späterer 
Sow jethaft ist er nicht unbetei­
lig t. . Um so schwerer tra f ~ es 
ihn, daß er * 1954 nicht mehr :in 
das Sekretariat des Zentral­
komitees gewählt würde. U l­
bricht fürchtete, -'der ‘ „junge 
Mann“ könne übermütige••-wer­
d en '. . . ‘

N ach fo lger Reiöianns?

-H eute hat V erner.tro tz allem 
eine große Macht in  Härfden. 
E r re flek tiert. auf. die ■ Nachfolge 
Reimanns, obwohl es kaumV ein 
Argum ent gibt, das ihn. dafür 
prädestiniert. N ur: es-g ib t w e­
n ig  SED-Funktionäre, die die 
Tastatur des i l l e g a l e n  K P -  
Apparates so' zu .¡spielen .ver­
mögen-, w ie ■ das die Zukunft’ er­
fordert. - 

Darüber hinaus gehört Verner 
zu jener jüngeren Furiktiohars- 
Equipe, die fü r^künftige "A u f­
gaben auser'seben ist/ Verrrer 
hat, e s . während der letzten 
Jahre verstanden,.* seine.; Leute 
in . a lle Massenorganisationen 
einzuschleusen. Für den ncmii- 
nelien Chef des „Ausschuß ’ fü r  
Deutsche E inheit“/ den ehe­
m aligen L D P  - Firiahzminister 
Dr. Loch, hegt er tiefe" Verach­
tung. Trotzdem  hat ihn , die 
SED fü r den Fall, daß Loöh 
Pankows „gesämtdeutschef“ -.Mi- 
n ister werden sollte, als Staats­
sekretär vorgesehen. Verner 
wiederum weiß,, daß er m it;U l­
b r ich t. steht und ; fä llt. : Seiiie 
R eise nach Beigrad," belastet 
durch das schwere Gepäck 'anti- 
titoistischer Radikalküren, kähn 
nur einen Sinn. - haben: einen 
dem 1. SE D -Sekretär. ergebe­
nen Beobachter in die Residenz 
Titos zu schicken und zugleich 
eine A rt Zerreißprobe fü r den 
Fall zu demonstrieren, daß U l­
bricht in Kürze seihst den Ca-- 
nossa-Ga’ng nach B e lg ra d ' an-, 
treten muß .



Die Zeichen von Magdeburg ■
Unfähige „Gewerkschaften*6 und betrogene Arbeiter

D ie  Proteste M agdeburger A rbeiter gegen die katastrophale 
Tersorgungslage ih rer Stadt haben ein Schlaglicht gew orfen 
auf die Zustände, w ie sie in  so vielen m ittleren Zonenstädten 
heute herrschen. D er Westliche Betrachter, dem fü r gewöhnlich 
nur Ostb erlitt, L e ip z ig  oder m itunter einmal W eim ar und 
Rostock offenstehen, hat es schwer, sich liier über die Lebens- 
hedingimgen zu  inform ieren. So w ird  aus D ingen, die in der 
ganzen Zone an der «Tagesordnung sind, o ft eine falsche Sen­
sation. Und andere Zonenbewolmer kommen m it Beeilt nach 
dem W esten: „W as w iß t Ih r  schon von uns?“  W as also steckt 
nun wirklich hinter „M agdeburg“ ?

H ie r  hat sich nun die Un­
zufriedenheit der Arbeiter in 
drastischer W eise entladen. 
M agdeburg w ird  von der SED 
seit langem zugunsten anderer 
Zonen-Großstädte in  der B elie­
ferung m it Lebensm itteln be­
nachteiligt. V iele Magdeburger 
schicken ihre Angehörigen auf 
tagelange „Einkaufsfahrten“  in 
andere Orte, die Stadtverwal­
tung selbst steht vor unlös­
baren Versorgungsproblemen. 
Magdeburgs Bauprogramm w ur­
de zugunsten schwerindustriel­
ler Bauvorhaben gestoppt, die 
Wohnungsnot ist größer als je  
zuvor. Das Verkehrsnetz in der 
Innenstadt ist eine Katastrophe. 
D ie A rbeiter wissen nicht, w ie 
sie pünktlich zur A rbeit und 
w ieder nach Hause kommen sol­
len. E in ige M agdeburger Groß­
betriebe haben versucht, trotz 
allen diesen Unstimmigkeiten 
neue Industrienormen einzufüh­
ren und die Löhne der Arbeiter 
zu beschneiden.

SED gab nach
'  Das alles hätte zu einer un­
vermeidlichen Explosion ge­
führt, wenn —  die SED nicht 
im  letzten Augenblick nachge-

„U nteilbares Deutschland" 
für großzügige Handhabung

Bonn (D PA ). E in Sprecher 
des Kuratoriums „Unteilbares 
Deutschland“ befürwortete am 
D ienstag in  Bonn eine „groß­
zügige und humane Handha­
bung“ der wenigen Fälle  von 
politisch Inhaftierten in der 
Bundesrepublik. Das Kuratori­
um habe sich von Anfang an 
fü r jede nur erdenkliche Maß­
nahme eingesetzt, die zur F re i­
lassung der politischen Gefan­
genen in Mitteldeutschland füh­
ren kann, erklärte das ge­
schäftsführende M itglied  Dr. 
W ilhelm  W olfgang  Schütz.

geben hätte. A ls die ersten 
stürmischen Betriebsversamm­
lungen nach Ostberlin gem eldet 
wurden, fuhr SED-Politbüro- 
m itg lied  und „Versorgungskom ­
m issar“ F red  Oelßner selbst 
nach Magdeburg, um die D inge 
an Ort und Stelle zu regeln. 
Seine erste Reaktion w ar die 
Amtsenthebung ein iger FDGB- 
Funktionäre, die nichts w eiter 
taten, als die Befeh le ih rer Ost­
berliner Zentrale ohne Rück­
sicht auf die Stimmung in  den 
Betrieben durchzuführen.

Es ist müßig, zu erörtern, 
was geschehen wäre, wenn die 
SED nicht nachgegeben hätte. 
Sie h a t  nachgegeben! A lle r­
dings konnte sie nicht mehr 
verhindern, daß Berichte über 
die L a ge  der M agdeburger A r ­
beiter in  die Außenwelt, in die 
Berliner Zeitungen und —  nach 
dem W esten drangen. Und da 
stellte sich heraus, daß es zur 
gleichen Zeit nicht anders aus­
sah in Chemnitz, Frank furt und 
Rostock, nur m it dem U nter­
schied, daß es den d o rt ig en . 
SED-Leitungen N gelang*, die 
D inge zu vertuschen.

W ie  soll das w eit ergehen ?

W ir  haben in  den letzten 
W ochen immer w ieder auf die 
Ursachen dieser -Situation hin­
gewiesen. Der Versuch der 
SED, entgegen allen Argum en­
ten der Volksw irtschaft und der 
Vernunft, den „Sozialisierungs“- 
Kurs weiterzutreiben, muß zu 
einer wirtschaftlichen K a ta ­
strophe führen. W enn nicht bis 
zum Frühjahr die Planziffern  
in den entscheidenden Indu­
striezweigen geändert werden, 
sind Vorfä lle  w ie die von 
M agdeburg in weitaus größe­
rem und gefährlicherem Um ­
fang unvermeidlich! D ie Ge­
werkschaften, soweit man den 
FD G B  als solches gelten fassen

SSO, herhöreii!
D er kleine TA G  w ird  ver­

sandt und , verte ilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung* des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. V ie r  Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lizei 
oder b e im . Bürgerm eister­
amt oder bei seiner D ienst­
stelle * abgeben. übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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w ill, haben eingestandenerma­
ßen versagt. In  den Betrieben 
herrscht eine Atmosphäre maß­
loser Erbitterung, die nicht 
allein auf die neuen Normen­
treibereien zurückzuführen ist. 
Produktions-Leerlau f und un­
sinnige Anordnungen der M in i­
sterien machen die A rbeit sinn­
los und unrentabel, der A rbei­
ter muß es ohne eigenes V er­
schulden an seiner Lohntüte 
büßen. Seine Frau aber steht 
indes stundenlang vor den K on ­
sumläden, um die' dringend be­
nötigten Lebensm ittel herbeizu­
schaffen. N irgends zeichnet sich 
eine Besserung ab, die SED 
zieht eines ihrer. Versprechen 
nach dem anderen zurück. D ie 
A rbeiter fühlen sich m it Recht 
betrogen, und es darf nicht 
wundernehmen, wenn sie der 
SED dje Zähne zeigen. Letztlich  
sind sie es, m it deren Arbeit 
der gesamte kommunistische 
Apparat noch zusammengehal­
ten w ird , und die Kommunisten 
selbst werden sich hüten, den 
A rbeitern  m it der alten Terror­
methode entgegenzutreten.

Das sind die wahren Zeichen 
von Magdeburg. Und es scheint, 
sie verdienen vie l mehr Beach­
tung, als irgendeine „Sensa­
tion“ diese zu bieten vermöchte. 
In  M agdeburg hat die SED die 
Schraube überdreht, soll sie 
sich hüten, sie andernorts noch 
schärfer anzuziehen . . .



D e r F a ll G o m o lk a

Der „Bienenvaier"!

Bonn und das Ostdrama
(Fortsetzung von Seite 2)

unter dem Gesichtspunkt zu 
sehen, daß das nationalsozialisti­
sche Deutschland schuldig an 
dem großen Unglück ist, das 
jene Länder m it der Unterwer­
fung unter die sowjetisch-kom­
munistische Herrschaft betrof­
fen  hat. W ir  haben gerade des­
halb den Wunsch, m it ihnen 
einen Kontakt w iederherzustel­
len, der eine gute Nachbar­
schaft ermöglicht.

Das Prob lem  hat aber noch 
eine andere, fü r Deutschland 
sehr ernste Seite. D ie bisherige 
deutsche Zurückhaltung ist 
hauptsächlich hier begründet. 
W ir  meinen die deutsche L e ­
bensnotwendigkeit, nichts zu 
tun, was eine „Vereisung“ der 
Spaltung unseres Landes g e ­
fährlich fördern könnte. Wenn 
nämlich die Bundesrepublik et­

wa nach Warschau, P ra g  und 
Budapest, wo Pankow  illega le 
Missionen unterhält, Botschaf­
ter entsendet, dann unterstreicht 
sie dort die von Moskau be­
hauptete „Realität zweier deut­
scher Staaten“ , die w ir  niemals 
anerkennen werden. W ir  w ür­
den auf diese W eise dazu bei­
tragen, daß die internationale 
P o litik  sich an die gefälschte 
R ealität gewöhnt und würden 
also die allgem eine Einsicht in 
die Notwendigkeit der W ieder­
verein igung Deutschlands emp­
findlich schwächen. N icht Gleich­
gü ltigkeit oder politische A b ­
neigung gegenüber diesen V ö l­
kern, die uns vö llig  fern liegt, 
sondern ein strenges Gebot na­
tionaler Interessenwahrung 
steht also der Herstellung d i­
plomatischer Beziehungen m it 
ihnen noch im  W ege.

Nun g ib t es zwischen diplo-

M IS S TÖ N E

malischen Beziehungen vollen 
Ranges und dem diplomatischen 
Nichts manche Zwischenstufe 
w en iger verbindlichen Charak­
ters. Es g ibt die M öglichkeit 
von Kontaktstellen, die außer­
halb der üblichen Formen d ip lo­
matischer Beziehungen liegen, 
aber doch die Gelegenheit zum 
Gespräch, zur gegenseitigen In ­
form ation und auch zur R eg e ­
lung von F ragen  gemeinsamen 
Interesses bieten, an denen es 
diesen Ländern gegenüber ja  
nicht fehlt. H ier  ist die Sache, 
nämlich der Kontakt, w ichtiger 
als die Form , deren er sich be­
dient. W ir  sind deshalb der 
Meinung, daß die Bundesregie­
rung ohne Zeitverlust bemüht 
sein sollte, einen solchen Kon­
takt, vor allem m it Warschau, 
P ra g  und Budapest, in einer 
Form  herzustellen, die den 
grundsätzlichen deutschen
Standpunkt nicht berührt, aber 
doch einen ständigen Gedanken­
austausch ermöglicht,
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